
Planung — kritisiert worden, daß diese Regelung zu 
starr war.

Der Entwurf der neuen Vertragsverordnung überläßt 
die Festsetzung der Frist für den Vertragsabschluß den 
planmethodischen Anweisungen und den Globalver­
trägen (§ 32 Abs. 1). Dieser Regelung liegt der Gedanke 
zugrunde, daß der Zeitpunkt, bis zu dem die wechsel­
seitigen Beziehungen durch Verträge organisiert sein 
müssen, um einen reibungslosen Produktions- und 
Zirkulationsprozeß zu gewährleisten, entsprechend den 
unterschiedlichen ökonomischen Bedingungen in den 
einzelnen Wirtschafts- und Industriezweigen verschie­
den ist. Für die Verteilung der Produktion hat sich in 
den letzten Jahren eine bestimmte Form der plan­
methodischen Anweisung, die Verteilungsrichtlinie, 
durchgesetzt, in der die Planmethodik für die Lieferung 
und den Bezug der Erzeugnisse bestimmter Wirtschafts­
und Industriezweige differenziert geregelt werden 
kann. In Hinblick auf den engen Zusammenhang zwi­
schen der Planung der Verteilung und der Form der 
Verteilung wurde der Vorschlag angenommen, den 
Planträgern das Recht einzuräumen und die Pflicht 
aufzuerlegen, bei der Ausgabe der Verteilungsrichtlinien 
bestimmte, den Vertragsabschluß betreffende Fragen 
mit zu regeln. In den Verteilungsrichtlinien für das 
Jahr 1956 hat sich das Bedürfnis der Praxis nach einer 
solchen differenzierten Regelung schon mehr oder weni­
ger durchgesetzt. Hier sei nur auf die AO über die Vertei­
lung, den Bezug und die Lieferung von Erzen und 
metallurgischen Erzeugnissen im Jahre 1956 vom 
5. August 1955 (GBl. I S. 585) hingewiesen, in der für 
die einzelnen Quartale und getrennt nach Erzeugnis­
gruppen und nach der Art der Vertragsbeziehung (Di­
rektgeschäft, Beteiligung der DHZ) differenzierte Ver­
tragsabschlußtermine festgesetzt wurden, wobei auch 
die Vorbereitung des Vertragsabschlusses durch 
Terminsetzung für die Auftragserteilung mit geregelt 
wurde. Bei der Festsetzung der Frist für den Vertrags­
abschluß wird, wie an vielen anderen Stellen des Ent­
wurfs, die Verantwortung der zentralen Organe für die 
Organisierung der Vertragsbeziehungen besonders 
deutlich. Wählend die Verteilungsrichtlinie in der 
Hauptsache ein Instrument der Planung ist, der durch 
die neue Vertragsverordnung nur bestimmte zusätz­
liche, den Vertragsabschluß betreffende Aufgaben zuge­
wiesen werden, ist das Hauptinstrument für die 
Organisierung der Vertragsbeziehungen durch die zen­
tralen Organe, der Globalvertrag, im Entwurf ausführ­
lich geregelt. In Übereinstimmung mit § 32 Abs. 1 wird 
deshalb in § 12 Ziff. 8 bestimmt, daß zum notwendigen 
Inhalt des Globalvertrages die Festlegung des Zeit­
punkts gehört, bis zu dem die Lieferverträge (örtliche 
Verträge) abzuschließen sind.

Im Entwurf werden die Liefer- und Leistungsverträge 
unterschieden danach, ob sie auf Grund von Globalver­
trägen abgeschlossen werden — dann sind sie als ört­
liche Verträge bezeichnet —, oder ob sie ohne Vorliegen 
eines Globalvertrages abgeschlossen werden — dann 
sind sie als direkte Verträge bezeichnet. In der Praxis 
wird beachtet werden müssen, daß der Begriff „direkte 
Verträge“ in der Vergangenheit mit verschiedenem 
und hiervon abweichendem Inhalt gebraucht wurde. In 
der Diskussion über den Entwurf ist mit Recht zum 
Ausdruck gekommen, daß der Begriff „örtlicher Ver­
trag“ vom Wortsinn her nicht seine Eigenart, ein auf 
Grund eines Globalvertrages abgeschlossener Vertrag 
zu sein, erkennen läßt. Es fand sich aber kein besserer. 
Ausdruck. Ferner enthält der Entwurf eine Bestim­
mung über die Anteil- und die SammelVerträge, die 
beide direkte oder örtliche Verträge sein können 
(§§ 27—29).

Die zentralen Organe, welche die Fristen festsetzen, 
müssen unter Abwägung der Interessen der Besteller­
und der Lieferseite die für die Gesamtplanerfüllung 
notwendigen Fristen festlegen. Dabei sind viele öko­
nomische Faktoren zu berücksichtigen, wie z. B. die 
Kapazität und die Dauer des Produktionsprozesses in 
den einzelnen Fertigungsstufen, die für die Vorberei­
tung der Produktion in den Fertigungsstufen erforder­
liche Zeit, die notwendige und die mögliche Bestands­
haltung und -finanzierung und vor allem auch die Be­
dingungen des betroffenen Außenhandels. Es liegt auf 
der Hand, daß hierbei die Fristsetzung für eine be­

stimmte Produktions- oder Zirkulationsstufe nicht 
isoliert erfolgen kann, sondern daß eine Abstimmung 
mit den nächsten Gliedern in der Kette der Wechsel­
beziehungen erfolgen muß. Häufig wird der den Wün­
schen der Betriebe der Liefer- oder Bestellerseite ent­
sprechende Termin nach volkswirtschaftlichen Gesichts­
punkten korrigiert werden müssen, da sonst die 
Herstellung der für die Planerfüllung notwendigen 
Wechselbeziehungen gefährdet würde.

Die Festlegung der Frist für den Vertragsabschluß 
wird nicht für alle Fälle in planmethodischen Anwei­
sungen oder in Globalverträgen erfolgen, weil nicht für 
alle Erzeugnisse und alle Leistungen die Notwendigkeit 
r .m Erlaß solcher Richtlinien oder zum Abschluß von 
Globalverträgen besteht. Für diese Fälle und auch für 
jene, in denen die zentralen Organe ihre Pflicht zur 
Organisierung der wechselseitigen Beziehungen durch 
Festlegung differenzierter Fristen nicht erfüllen, ent­
hält der Entwurf eine subsidär geltende Frist. Diese 
ergibt sich aus der Regelung des Verfahrens bei Ver­
tragsabschluß, das noch näher zu behandeln ist (§§ 33 
bis 35). Die Frist beträgt sechs Wochen, vom Tage der 
Übergabe der staatlichen Aufgaben an gerechnet, und 
setzt sich aus einer Angebotsfrist von vier Wochen und 
einer Frist für die Annahme des Angebots von zwei 
Wochen zusammen. Läuft bei Übergabe der staatlichen 
Aufgaben der Planzeitraum bereits — was nicht mehr 
Vorkommen sollte —, so ist der Vertrag unverzüglich 
abzuschließen (§ 33 Abs. 1). Nicht besonders geregelt ist 
der Fall, daß die Ausnutzung der Sechs-Wochen-Frist 
den Vertragsabschluß nach Beginn des Planzeitraums 
zur Folge hätte. Aus dem letzten Satz des Abs. 1 des 
§ 33 ergibt sich, daß in diesen Fällen die Ausnutzung 
der Frist nicht zulässig sein kann, sondern der Ver­
tragsabschluß bis zum Beginn des Planzeitraums oder, 
wenn die staatlichen Aufgaben in den letzten Tagen des 
alten Planzeitraums ausgegeben werden, unverzüglich 
vorzunehmen ist.

Im Zusammenhang mit der Frist für den Vertrags­
abschluß ist noch ein Hinweis auf § 30 notwendig. In 
bestimmten Wirtschafts- und Industriezweigen werden 
die staatlichen Aufgaben für die Verteilung der Pro­
duktion nicht für das gesamte Jahr, sondern quartals­
weise ausgegeben. In diesen Fällen wird es immer 
zweckmäßig sein, nicht nur festzulegen, daß gesonderte 
Verträge für jedes Quartal abzuschließen sind (§ 30 
Abs. I)5), sondern auch, bis wann dies zu geschehen 
hat. In § 30 Abs. 1 ist die Fristfestlegung nicht beson­
ders erwähnt. Unterbleibt bei einer solchen Anweisung 
zum Abschluß von Verträgen für je ein Quartal die 
Fristfestlegung und werden die staatlichen Aufgaben 
längere Zeit vor Quartalsbeginn ausgegeben, so würde 
die Sechs-Wochen-Frist der §§ 33 und 35 anwendbar. 
Der durch die Trennung in Quartalsverträge erstrebte 5

5) § 30 lautet:
„(1) Die Verträge sollen grundsätzlich für das Planjahr ab­
geschlossen werden. Sie sind für ein Quartal abzuschließen, 
wenn dies in den planmethodischen Anweisungen vorge­
schrieben ist oder die staatlichen Aufgaben nur innerhalb 
eines Quartals erfüllt werden dürfen; dies gilt insbesondere, 
wenn Materialkontingente zum Quartalsende verfallen.
(2) Beziehen sich die staatlichen Aufgaben auf das Jahr und 
ist es für die Planerfüllung beider Partner zweckmäßig, so 
können die Partner im Jahresvertrage vereinbaren, daß sie 
die Einzelheiten über das Sortiment und die Qualität der 
zu liefernden Erzeugnisse, die Liefertermine und die Ver­
sandbedingungen bis zu einem bestimmten Zeitpunkt vor 
Beginn eines jeden Quartals festlegen werden.
(3) In den Fällen des Abs. 2 ist im Jahresvertrage zu ver­
einbaren, wer das Angebot für die Konkretisierung unter­
breitet, innerhalb welcher Frist dies zu geschehen hat und 
innerhalb welcher Frist das Angebot zu beantworten ist. 
Für den Fall der Verletzung dieser Pflichten sind Ver­
tragsstrafen zu vereinbaren. Wird eine solche Vereinbarung 
unterlassen, so sind die für den Fall der Verzögerung des 
Vertragsabschlusses vorgesehenen Vertragsstrafen Vertrags­
inhalt (§ 36). Kommt es nicht zu einer Einigung über die 
Konkretisierung, so ist innerhalb von zwei Wochen nach 
Ablauf der vereinbarten Frist das Staatliche Vertrags­
gericht anzurufen.
(4) Andere Verträge als Jahres- oder Quartalsverträge sind 
zulässig, wenn dies wegen der Besonderheiten der wechsel­
seitigen Beziehungen in bestimmten Wirtschafts- oder 
Industriezweigen oder wegen der Besonderheiten des Ver­
tragsgegenstandes zweckmäßig ist. Dies gilt insbesondere für 
Verträge, die in einem bestimmten Zeitraum innerhalb des 
Planabschnittes (Saisonverträge) oder zu einem bestimmten 
Zeitpunkt innerhalb des Jahres durch einmalige Leistung 
zu erfüllen sind.“
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